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Lebenslagen alleinstehender älterer Frauen
in Brandenburg
Rentenpolitik als »Bilanzierung zum Neuwert«
Erika Brückner
Durch Umverteilungen von monetären Ressourcen können sich Lebenslagen
und längerfristig auch gesellschaftliche Strukturen einschneidend verändern.
Anhand von Analysen zur Verteilung von Renteneinkommen wird der Wechsel
der Alterssicherungssysteme nach dem Beitritt der neuen Bundesländer darge¬
stellt. Effekte der Rentenumwertung zeigen sich besonders deutlich bei allein¬
stehenden Frauen. Diese stellen aufgrund längerer durchschnittlicher Lebens¬
dauer einen hohen Anteil an der Rentenbevölkerung. Dieser Gruppe galt das
Interesse des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen der Lan¬
desregierung Brandenburg, die 1993 eine Untersuchung durchführen ließ, deren
Daten ich mit freundlicher Genehmigung der Frau Ministerin Hildebrandt für
meinen Beitrag nutzen konnte. Die Studie war konzipiert als »Zusatzbefragung
zur ASID'92« (= »Alterssicherung in Deutschland«, eine im Auftrag des Bun¬
desministers für Arbeit und Sozialordnung von Infratest Sozialforschung durch¬
geführte, bundesweite, überwiegend schriftliche Befragung der Bevölkerung ab
55 Jahren mit einer Einwohnermeldeamtsstichprobe von 45 000 Haushalten -
inclusive Heimbewohnern - im Bruttoansatz). Die Brandenburger Zusatzbefra¬
gung von 453 alleinstehenden Frauen ab 55 Jahren (persönliche Interviews mit
gleichem Stichprobenplan) hatte das Ziel, die gegenwärtige Situation dieser mög¬
licherweise armutsgefährdeten Risikogruppe zu untersuchen und darüber hin¬
aus die künftige Entwicklung der Alterseinkommen abzuschätzen. Die Ergeb¬
nisse sind in zwei gesonderten Gutachten für die Ministerin niedergelegt: Ein
von mir verfaßtes zur gegenwärtigen Einkommenssituation im Vergleich zur
Alterssicherung in der ehemaligen DDR und ein zweites von Infratest mit Simu¬
lationsrechnungen zur Rentenentwicklung bei »Abschmelzung des Auffüll¬
betrages«. Die folgenden Ausführungen beziehen sich vorwiegend auf das erstere.
Es soll gezeigt werden, daß eine stärkere Ausdifferenzierung der Einkommen
neue Ungleichheiten generiert.
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Den älteren Menschen in den neuen Bundesländern, die in ihrem Leben schon
einige Umbrüche überstehen mußten, brachte der »Beitritt« eine weitere System¬
veränderung durch die »Überleitung« der Altersversorgung in das westdeutsche
System der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV). Die Situation der Rentne¬
rinnen nach der Umwertung der Renten wird anhand der Fakten (Höhe und
Verteilung) dargestellt. Vorab müssen jedoch einige Erläuterungen zu dieser
komplizierten Entwicklung gegeben werden, die die veränderte Einkommens¬
situation der untersuchten Zielgruppe prägt.
Nach dem Kriegsende 1945 und der Entwicklung zweier deutscher Staaten
hat sich auch das bis dahin geltende System der Altersversorgung in zwei unter¬
schiedliche Teile gespalten. In der neugegründeten DDR wurde das bestehende -
schon vor der Jahrhundertwende entwickelte - deutsche System bismarckscher
Prägung weitgehend als »Sozialpflichtversicherung« beibehalten. Der grundle¬
gende Unterschied zu der Entwicklung in der Bundesrepublik ist vor allen in der
Erhaltung des »statischen« Prinzips in der DDR zu sehen. Dieses bedeutet, daß
die Renten stagnierten, weil sie von der wirtschaftlichen Entwicklung quasi ab¬
gekoppelt waren. In der DDR blieben die Renten also - abgesehen von wenigen
Anhebungen bzw. Anpassungen - auf dem gleichen und insgesamt auch niedri¬
gen Niveau stehen. Diese Stagnation bewirkte ein deutliches Altersgefälle in den
DDR-Renten: Je älter - desto ärmer. Die Bemessungsgrundlage, d.h. eine (obere)
Grenze für das versicherungspflichtige Erwerbseinkommen wurde in den 50er
Jahren auf 600,- Mark festgelegt und beibehalten. Die Beitragssätze (von 10%)
waren dementsprechend niedrig. Wer mehr verdiente, konnte sich erst ab 1971
mit einer freiwilligen Zusatzversicherung (FZR) eine höhere Alterssicherung
aufbauen. Die Sozialpflichtversicherung, in die nahezu alle Personen im
Erwerbsalter eingebunden waren, bildete jedoch die Basis und meist auch die
einzige Quelle der Altersversorgung. Eine Besonderheit des ostdeutschen Ver¬
sorgungssystem war die Mindestrente, die insbesondere die Frauen in der (ehe¬
maligen) DDR vor krasser Armut geschützt hat, denn die staatlich subventio¬
nierten Grundgüter (Grundlebensmittel und Mieten) waren auch mit einer
niedrigen Grundrente erschwinglich und ermöglichten eine Abdeckung des Exi¬
stenzminimums. Rentner - und unter ihnen häufiger die alten alleinstehenden
Frauen - waren auch in der DDR eine Problemgruppe, die man durch gesonder¬
te Privilegien (Sachleistungen, betriebliche Einbindungen wie die »Veteranen¬
kader«, billige Hilfeleistungen und freie Westreisen) zu kaschieren versuchte.
Das westdeutsche System der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) hat
dagegen eine völlig andere Entwicklung genommen. Die Rentenreform von 1957
brachte entscheidende Veränderungen in das starre System. Die Renten wurden
»dynamisiert«, das heißt, an die Wirtschaftsentwicklung angepaßt. Die Höhe der
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Rentenerträge richtet sich außerdem nach den Erwerbseinkommen des gesam¬
ten versicherungspflichtigen Erwerbslebens. Das hat zur Folge, daß die in der
Erwerbsbiographie erreichten Positionen in weit höherem Maße das individuelle
Niveau der Alterssicherung bestimmen als im ostdeutschen System. Die Ren¬
tenformel der GRV zielt weniger auf eine Grundsicherung als auf den Erhalt
bzw. eine Sicherung des (individuellen) Lebensstandards ab. Das Einkommens¬
niveau des Erwerbslebens soll auf einen ähnlichen Standard im Ruhestand über¬
tragen werden, damit die »relative Wohlstandsposition« nicht verlorengehe. Die¬
ses Prinzip gilt auch für die »abgeleiteten« Renten für die Hinterbliebenen. Nach
der »Wiedervereinigung« konnten diese zwei aus gemeinsamen Wurzeln gewach¬
senen, aber weit auseinandergedrifteten Versorgungssysteme nicht wieder ver¬
eint werden. Die laufenden Renten und Anwartschaften aus der (ehemaligen)
DDR wurden nach der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion in das bundes¬
republikanische Altersversorgungssystem der GRV überführt. Diese Übernah¬
me war mit tiefgreifenden Umstellungen in der Rechtslage verbunden. Die Pro¬
bleme eines solchen Transfers erforderten komplexe Anpassungsprozeduren, die
- zeitgleich mit einer Erneuerung des westdeutschen Rentenrechtes, der »Ren¬
tenreform '92« - die Rentenbevölkerung auch in den alten Bundesländern, ins¬
besondere aber die aus dem Beitrittsgebiet neu hinzugekommene, mit einer neu¬
en Situation konfrontierte. Vor allem für Frauen ergaben sich zum Teil erhebliche
Unterschiede zur früheren DDR-Rente, aber auch zu den Altersversorgungen
der Frauen in den alten Bundesländern. Die im Westen - auch lange vor der Ver¬
einigung - vieldiskutierte »eigenständige Alterssicherung der Frauen« ist ganz
offensichtlich von den befragten Frauen zu einem hohen Grad erreicht worden.
Die lange und kontinuierliche Erwerbsbeteiligung von Frauen in der ehemaligen
DDR ist zwar bekannt, so daß dieser Befund nicht verwundert. Das Ausmaß der
Teilnahme am Berufsleben ist jedoch bemerkenswert, wenn man berücksichtigt,
daß die Stichprobe einen hohen Anteil auch an älteren Jahrgängen einschließt
und die meisten dieser Frauen (86%) auch Mütter waren, die meist mehrere Kin¬
der und nicht selten aufgrund der kürzeren Generationenfolge in der DDR auch
noch Enkel während ihres Berufslebens mit großzogen.
Durchschnittlich waren die Rentnerinnen 32 Jahre erwerbstätig. 39% haben
40 und mehr Jahre gearbeitet, d.h., ein beachtlicher Teil der Frauen kann ein
(fast) lückenloses Erwerbsleben vorweisen. Sie kommen somit den Arbeitsjah¬
ren der Männer nahe. Über 95% der Befragten steht deshalb auch nach den Be¬
wertungsgrundlagen des neuen Rentenrechtes eine eigenständige Altersrente aus
Erwerbsarbeit und/oder Erziehungsleistungen zu.
Mit der »Umwertung« der Renten und einer Neubilanzierung der Lebenslei¬
stung ihrer Erwerbs- und Familienarbeit ist eine Umverteilung und Ausdifferen-
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zierung der Erträge einhergegangen. In den Abbildungen 1-3 läßt sich dieses
Phänomen an einfachen Häufigkeitsverteilungen der Renteneinkommen vor der
Währungsunion und nach der Umwertung zum 1.1.1992 nachweisen. Die spit¬
zen Kegel der relativ homogenen Beträge der Ostrenten sind einem breiten Spek¬
trum und einem insgesamt höherem Rentenniveau gewichen. Dieser Effekt wird
besonders prägnant, wenn man die Renten aus eigener Erwerbsarbeit und die
Witwenrenten zu einer »Gesamtrente« addiert.
Unter den rentenerhöhenden Merkmalen sind (nach Schätzwerten multiva-
riater Analysen) insbesondere der Familienstand und die Kinderzahl zu nennen.
Die Erwerbsrente lediger Frauen ist zwar um ca. 100,- DM besser als die der
verheirateten, die sich neben dem Beruf noch um Mann und Kinder kümmern
mußten. Bildungsniveau und die damit korrespondierende berufliche Stellung
haben ebenfalls Einfluß auf die Rentenhöhe, während früher in der DDR nur
eine kleine Gruppe von privilegierten Staatsbediensteten durch Sonder- oder Zu¬
satzversorgungen eine wesentlich höhere Rente erzielten. Wie im folgenden noch
aufgezeigt wird, ist jedoch der »Gewinn« einer Ehe für die AltersSicherung un¬
gleich höher aufgrund einer Rentenkumulation durch eine zweite, zusätzliche
Rente, die nicht aus der eigenen, sondern aus der Erwerbsarbeit des früheren
Abbildung 1: Renten aus eigener Erwerbstätigkeit
DDR-Renten (Juni 1990) und GRV-Renten (1992) im Vergleich
% Häufigkeitsverteilungen in Prozent der Bezieherinnen
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Abbildung 2: Witwenrenten
% DDR-Renten (Juni 1990) und GRV-Renten (1992) im Vergleich
| ¦jRV-Witwenrmte (DM) CWitwtnrente Juni 90 (DDR-Mark)
Abbildung 3: Gesamtrenten
o/o
DDR-Renten (Juni 1990) und GRV-Renten (1992) im Vergleich
250 500 750 1000 1250 1500 1750 2000 2250 2500
|Tr<=samtrmte(DM) CEesamtoente Juni 90 (DDR-Mark)
Häufigkeitsverteilungen in Prozent der Bezieherinnen
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Abbildung 4: Durchschnittliche Höhe von Rentenbestandteilen der
Gesamtrente nach Dezilen des Gesamtrenteneinkommens
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Ehemannes nach dem neuen Rentenrecht »abgeleitet« wird. Die Rentenansprü¬
che für Hinterbliebene haben sich mit der Überleitung in die GRV der Bundes¬
republik einschneidend verändert. Es besteht nunmehr ein grundsätzlicher An¬
spruch , so daß nun fast allen Witwen eine zweite Leistung zusteht. Dies bedeutet
für die untersuchte Zielgruppe, daß die alleinstehenden Frauen zu einem hohen
Anteil doppelt abgesichert sind. 73% der Rentnerinnen haben sowohl eine Er¬
werbsrente als auch eine Witwenrente. Insgesamt beziehen 27% nur eine Lei¬
stung, wobei der Anteil der Frauen, die nur eine Witwenrente erhalten, mit 4%
sehr gering ist. In der (ehemaligen) DDR spielten Renten für die hinterbliebenen
Ehefrauen eine untergeordnete Rolle, da man erwartete, daß sich Frauen weitge¬
hend eine eigenständige Alterssicherung aufbauen. Sie waren in der Regel kaum
höher als 50 Mark und stellten einen relativ kleinen Anteil am Altersrentenein¬
kommen. Die Kumulation der beiden Alterssicherungsleistungen für die neuen
Westrenten hat das Spektrum der Verteilung beträchtlich verändert. Höhere Er¬
werbsrenten sind aber auch meist mit höheren Witwenrenten kombiniert, was
den Kumulationseffekt noch steigert. Die in den Ostrenten nur andeutungswei¬
se vorhandenen Klassendifferenzierungen sind im westdeutschen Versorgungs¬
system der GRV ausgeprägter, was mit den oben beschriebenen Wertmaßstäben
in Zusammenhang steht (Ausbildungsniveau und beruflicher Status sind bei Ehe¬
paaren häufig ähnlich). In der Abbildung 4 sind die Anteile beider Renten in
Durchschnittswerten nach Dezilen der Verteilungen des Gesamtrenteneinkom¬
mens dargestellt. Es ist deutlich zu sehen, daß Witwenrenten eher die besseren
(eigenen) Erwerbsrenten steigern.
Im Gesamtdurchschnitt bringt die zweite Rente eine Steigerung der eigenen
Versorgung von über 300,- DM. Unterschiede innerhalb des DDR-Rentensy¬
stems hat es durch das schon erwähnteAltersgefälle zwar ebenfalls gegeben. Die¬
se sind jedoch weitaus größer in den westlichen Renten und anders gelagert. In
der Tabelle 1 werden die Rentenkumulation und die altersspezifischen Unter¬
schiede für die Renten vor Juni 1990 den umgewerteten Leistungen der GRV
gegenübergestellt, um einen Eindruck über die Umverteilungen nach der Über¬
nahme in das neue System zu vermitteln und die Differenzen deutlich zu ma¬
chen.
Wesentliche Effekte der Umwertung und Kumulation der Renten der Bran¬
denburger alleinstehenden Frauen sind zum einen die Differenz (durchschnittli¬
che Steigerungsrate), die die Erwerbsrenten auf ein erheblich höheres Niveau
brachten. Dieser Effekt ist bei den Einzelleistungen der Geschiedenen und Ledi¬
gen, die nur eine Erwerbsrente erhalten, schon deutlich zu sehen, steigert sich
jedoch erheblich, wenn eine zweite Leistung bei den Witwen hinzukommt. Wäh¬
rend die geschiedenen und ledigen Frauen im Gesamtdurchschnitt 412,- DM
Erika Brückner, Ältere Frauen in Brandenburg 923
Tabelle 1: Veränderungen der Erwerbsrenten (als Einzelleistung an Geschiede¬
ne und Ledige) und der kumulierten Gesamtrenten (Witwen mit zwei Renten)
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Gesamt 549 964 419 552 1307 744
mehr haben, sind es bei den Doppelrenten-Bezieherinnen 744,- DM. Der Fami¬
lienstand wird zum neuen gewichtigen Differenzierungsmerkmal. Zum anderen
sieht man in dieser Aufgliederung deutlich, daß das lineare Altersgefälle, das sich
in den DDR-Renten zeigt, in den GRV-Renten zwar nicht völlig ausgeglichen,
aber doch abgemildert wurde. In der (ehemaligen) DDR waren die Rentenbezü¬
ge nur wenig nach dem Familienstand differenziert. Sie unterschieden sich je¬
doch nach dem Alter. Beide Rentenformen - sowohl die Erwerbsrenten, als auch
die kombinierten Gesamtrenten - wiesen ein beträchtliches Absinken in den Al¬
tersklassen auf (vergl. Spalte 2 und 5). Die - zwar auch in der DDR vorhandene
- Disparität der Erwerbsrenten zwischen Männern und Frauen wird nun durch
den Stellenwert, den die frühere Erwerbsarbeit des Mannes erhält, deutlicher.
Der Bonus für die Witwen bewirkt, daß die eigenständige Sicherung an relativen
Wert verliert. Der Arbeitsertrag des Mannes erhält (oft lange nach dessen Tod)
plötzlich eine erheblich stärkere Bedeutung für die Absicherung der Frau im
Alter. Frauen werden also nicht nur nach ihrem Erfolg auf dem Arbeitsmarkt,
sondern auch nach ihrem Erfolg auf dem »Heiratsmarkt« belohnt (vgl. Allmen¬
dinger, 1994). Der Familienstand hat sogar einen wesentlich stärkeren Einfluß
auf die Höhe der Renteneinkommen als die Kindererziehung. Im neuen System
sind die früheren Wertmaßstäbe (einer viel pauschaleren Beurteilung der Er-
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werbsleistung) einer Bewertung des individuellen Erwerbs- und nun auch des
Heiratsverlaufs gewichen. Die Arbeitsleistung wird in weit größerem Ausmaß
nach Erwerbsbeteiligung im Sinne des neuen Versicherungsrechts und nach den
Merkmalen des einzelnen Erwerbslebens bemessen, was zu einer stärkeren Aus¬
differenzierung in der untersuchten Gruppe und damit zu einem Anstieg sozialer
Ungleichheit führt. Die subjektiven Auswirkungen dieser als Umwälzung zu
bezeichnenden Veränderung sind (noch) nicht einzuschätzen. Es gibt Umvertei¬
lungen, insbesondere aber Veränderungen an realen Renteneinkommen (»Ge¬
winnerinnen« und auch »Verliererinnen«) in diesem Prozeß der Ausdifferenzie¬
rung. Die Frauen, deren Rente sich vermindert hat, haben nicht unbedingt wenig
oder weniger an Gesamtrenteneinkommen, da ein Verlust an Höhe oder An¬
wartschaft in der Erwerbsrente meist durch eine Witwenrente aufgefangen wird.
Eine - mit 5 % allerdings sehr kleine - Anzahl von »Bestandsrentnerinnen« (Ren¬
tenzugänge vor der Überleitung in die GRV) erhält nur genauso viel oder sogar
weniger an Erwerbsrente als zu DDR-Zeiten (gemessen in absoluten DM/M-
Beträgen). Die Renten sind insgesamt deutlich angestiegen. Einige Frauen ver¬
zeichnen relativ hohe Zugewinne. Wenn man sich die Verschiebungen des Spek¬
trums (Abbildungen 1-3) betrachtet, mehr noch, wenn man die Zahlen der
Tabelle 1 liest, könnte der Eindruck entstehen, die Umwertung bzw. die Über¬
nahme in ein neues Alterssicherungssystem sei ein »gutes Geschäft« für die Be¬
troffenen gewesen (mit vielen - wenn auch unterschiedlich hohen - »Gewin¬
nen«). Es ist jedoch dabei zu bedenken, daß die meisten Renten Transferanteile
an sozialrechtlicher Subventionierung enthalten. Ich komme damit auf einen kri¬
tischen Kernpunkt der Problematik der Rentenumwertung: Den »Auffüllbe¬
trag«, der im Mittelpunkt der gegenwärtigen Debatten steht, die zwischen Eu¬
phorie (»Frauen als Gewinnerinnen der Wende«) und Schwarzmalerei (die
»Abschmelzung dieser Sozialleistung würde alle Rentnerinnen auf ein Sozialhil¬
feniveau herunterdrücken«) pendeln.
Ein ganz zentraler Punkt der Überführung der Renten in das westdeutsche
System ist die Tatsache, daß die Umwertung der Renten und die Übernahme des
Rentenbestandes aus der (ehemaligen) DDR nur mit erheblichen Aufbesserun¬
gen von vielen der niedrigeren Ostrenten zu bewerkstelligen war. Die aus dem
gesamten Beitragsaufkommen zu leistenden Transferzahlungen belasten die Bi¬
lanz der GRV und sind nicht unumstritten (vgl. Schmähl 1992: »... verteilungs¬
politischer Sündenfall ...«). Für die Bezieher dieser sozialrechtlichen Leistung
stellt sich die Lage ungleich problematischer dar. Diese statische Komponente
der dynamischen Alterssicherung für die neuen Bundesländer, d.h., die Auffül¬
lung der Renten, wird sich erst in den kommenden Jahren bemerkbar machen,
wenn in vielen Renten mehr oder weniger hohe Anteile nicht an den jährlichen
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Rentenanpassungen teilnehmen (womit die Transferanteile wieder abgeschmol¬
zen werden sollen).
Die zum Teil hohen Auffüllbeträge, die als sozialrechtliche Transferleistun¬
gen viele der hier beschriebenen Renten stützen, sind in erster Linie in Frauen¬
renten enthalten. Nach Veil (1992) entfallen 90% der gezahlten Erwerbsrenten
mit Auffüllbeträgen auf Frauen. Deren eigenständige Absicherung wurde durch
den Wegfall einiger rentenpolitischer Komponenten des DDR-Rechtes, die ge¬
rade den Frauen bestimmte Sonderrechte zusprachen (z. B. den hohen Zurech¬
nungszeiten für Kinder und kontinuierliche Erwerbsbeteiligung sowie den Re¬
gelungen zur Mindestrente), in ihrem Wert oft reduziert, womit sie nach der
Umwertung unter das bisherige Niveau gesunken wären. Dieser Abfall war nur
durch die (wieder auffüllenden) Zusatzbeträge aufzufangen. Ohne diese - schon
im Einigungsvertrag festgeschriebene »Rentengarantie« (auch »Bestandsschutz«
genannt) hätte die Alterssicherung (nach neuem Recht) zweifellos hohe Anteile
der Rentenbevölkerung in finanziell schwierige Situationen gebracht (zumindest
läßt sich das für die untersuchte Population nachweisen).
Die Höhe dieses Rentenbestandteiles streut ähnlich breit wie die Renten
selbst (zwischen 14- DM und fast 1000- DM). Bei einem Mittelwert von 272-
DM insgesamt liegen 18% über 400,- DM (das ist - pauschal betrachtet - schon
die halbe Durchschnittsrente). Zieht man die Auffüllbeträge jeweils von dem
derzeitigen Zahlbetrag der Erwerbsrenten ab, bleibt ein dynamisierbarer Sockel¬
betrag von durchschnittlich 635,- DM übrig, womit die Renten im Schnitt fast
ein Viertel an Höhe verlieren. Betrachtet man die Höhe dieser Zusatzzahlungen
näher, die an den künftigen Rentenerhöhungen nicht mit teilnehmen, so zeigen
sich schon erhebliche Unterschiede in deren absoluten Beträgen, besonders gra¬
vierende jedoch in deren prozentualen Anteilen an der jeweiligen Rente.
Die niedrigeren Renten haben zwar durchschnittlich und in absoluten Geld¬
beträgen keine sehr viel höheren Auffüllbeträge, aber dieser Rentenbestandteil
ist im Verhältnis zu dem an der Dynamisierung teilhabenden Sockelbetrag höher
als bei den besseren Renten und stellt bei manchen einen sehr hohen Anteil an
der Rente. Um diese Verteilungseffekte zu verdeutlichen, werden die Rentenein¬
kommen nach ihrer Höhe wieder in Dezilen graphisch dargestellt, d.h., in 10
gleichen Teilen, die das Spektrum der Verteilung angeben. Hierbei sind die Ge¬
samtrenten zugrunde gelegt worden, um ein realistisches Bild der Rentensituati¬
on zu gewinnen, die ja durch die Witwenrenten geprägt wird. Für jede dieser
Einkommensklassen wird der durchschnittliche Auffüllbetrag in DM ausgewie¬
sen (siehe Abbildung 5, weiße Säulen). Die schwarzen Säulen stellen dar, wieviel
Prozent von der Gesamtrente in den einzelnen Klassen auf den Auffüllbetrag
entfallen. Es ist zu sehen, daß sich die durchschnittliche Höhe der Auffüllbeträ-
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Abbildung 5: Auffüllbeträge in DM und prozentualer Anteil des Auffüllbetrags
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ASID "92, Zusatzbefragung Brandenburg, gewichtete Daten, Frauen ab 60
ge in den weißen Säulen annähernd gleichmäßig verteilt. Die Anteile dieser Be¬
träge an den jeweiligen Renten sind jedoch recht unterschiedlich und weisen ei¬
nen systematischen Zusammenhang mit der Rentenhöhe auf. In den linken Dezi¬
len - also den niedrigsten Renten - liegen die Prozentsätze besonders hoch. In
den beiden rechten, »oberen« Klassen sinken sie bis auf 15% und 16% , also über
die Hälfte ab. Die niedrigen Renten enthalten also einen durchschnittlich höhe¬
ren Prozentsatz an Auffüll-Leistung. In Relation zur niedrigen Rente ist dann
auch der dynamische Anteil oft besonders niedrig. Die besseren Renten enthal¬
ten trotz gleicher oder ähnlicher Auffüllsummen einen günstigeren Sockel, d.h.
einen höheren steigerungsfähigen Betrag, der den Auffüllanteil schneller abbaut.
Von derAbschmelzung werden also die niedrigen Renteneinkommen stärker be¬
troffen. Die Simulationsrechnungen von Infratest kommen zu dem Schluß, daß
»...viele Rentnerinnen nach Beginn des Abschmelzprozesses im Jahre 1996 bis zu
ihrem Tode keine Erhöhung ihrer Rente mehr zu verzeichnen haben werden«.
Besonders fatal werden sich die Kombinationen einer niedrigen Rente mit
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hohem Auffüllbetrag - dies ist (wie dargestellt) ein typisches Muster - auswir¬
ken, wenn keine oder eine ebenfalls nur niedrige Witwenrente dazu kommt und
keine weiteren Einkommensquellen verfügbar sind. Ein Teil der Frauen wird
durch die Abschmelzung auf andere soziale Leistungen angewiesen sein. Die der¬
zeitigen Transferanteile sind durch die Integrierung in die Rentenzahlungen quasi
»kaschiert«, obwohl es sich dabei auch um die sogenannte »bekämpfte Armut«
handelt, die Risikolagen verhindern soll. Im Sozialstaat gibt es Bevölkerungsan¬
teile, deren »potentielle« Armut erst bei näherer Betrachtung zu erkennen ist,
da sie durch sozialpolitische Maßnahmen verhindert bzw. aufgefangen wird. Von
den Befragten gehörten die Heimbewohnerinnen und die Mehrzahl der arbeits¬
losen Frauen der rentennahen Jahrgänge aufgrund ihrer Transferbezüge zu sol¬
chen staatlich gestützten Risikogruppen. Es ist abzusehen, daß Rentnerinnen mit
relativ niedrigen dynamischen Versorgungsanteilen in ihrer Alterssicherung, die
derzeit noch in einer »kaschierten« Armut leben, diese Gruppen sozial Bedürfti¬
ger verstärken werden.
Der »Alterslohn für Lebensleistung« wird nun - zu einem meist recht späten
Zeitpunkt im Leben dieser Frauen - neu- bzw. umbewertet. Der Erfolg einer
vielleicht in der bisherigen Geschichte der Frauenerwerbstätigkeit einmaligen
Eigenständigkeit wird nun im Rückblick entwertet. Die ohne Zweifel für die
Mehrzahl der Frauen mit der Anwendung des westdeutschen Rentenrechtes ein¬
hergegangene Verbesserung der Alterssicherung verdanken sie zum großen Teil
ihren (oft schon lange verstorbenen) Ehemännern und/oder sozialstaatlichen
Auffangleistungen. Obwohl die Erwerbsrenten der befragten Frauen höher sind
als die von vergleichbaren Jahrgängen in den alten Bundesländern, hat sich die
jahrzehntelange kontinuierliche Berufs- und Mütterarbeit in manchen Fällen
weniger gelohnt als eine »gute Heirat«. Ohne die Witwenrente bliebe auch im
Osten vielen Frauen nur eine schmale Existenzgrundlage, denn die Rente aus
eigenem Erwerb führt bei manchen nur durch - zum Teil hohe - staatliche Aus¬
gleichszahlungen zu einem, den Lebensleistungen dieser Frauen angemessenen,
Versorgungsniveau. Die Abschmelzprozesse in den Renten werden bei den Ein¬
zelnen unterschiedliche Auswirkungen haben und für manche eine weitere Ent¬
wertung der hart erarbeiteten Alterssicherung bewirken.
Mit der Einführung des westdeutschen Rentenrechtes fand also eine biogra¬
phische Umbewertung von Lebensleistung statt, die die oben geschilderten Dif¬
ferenzierungsprozesse bewirkte und sich durch den Abbau des Bestandsschut¬
zes weiter fortsetzen wird. Das in der (ehemaligen) DDR eher »kollektive«
Schicksal der älteren Generationen - zu einer benachteiligten Minderheit zu ge¬
hören - löst sich auf in Einzelschicksale und unterschiedliche Problemlagen. Die
auch in der (ehemaligen) DDR vorhandene, allerdings viel geringere Ungleich-
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heit in der Alterssicherung hat sich zwar ausgeglichen, da die Alterseffekte sich
im neuen Rentenrecht - und hier spielen die Erwerbsjahre der Ostfrauen eine
Rolle - nicht so stark bemerkbar machen, aber durch die Umverteilung sind neue
Ungleichheiten gerade innerhalb der Frauenalterssicherung generiert worden.
Die in der DDR besonders belohnte Verbindung von hoher Erwerbsbeteiligung
mit den Mühen der gleichzeitigen Kindererziehung »schmilzt« im neuen Bewer¬
tungssystem, das andere Akzente setzt. Der aus der Erwerbsarbeit des Mannes
abgeleitete Alterslohn, der für die Frauen im Westen eine geringe Erwerbsbetei¬
ligung ausgleicht, schafft unter den Frauen im Osten eine als »Unrecht« empfun¬
dene Ungleichheit. Typische Aussagen wie »wir haben hier doch alle immer ge¬
arbeitet« kennzeichnen das Phänomen. Daß einige Frauen bei gleicher
Erwerbsbeteiligung nun weniger an Alterslohn erhalten, ist für die Betroffenen
oft nicht einsehbar.
Von Armut im Sinne sozialrechtlicher oder sozialwissenschaftlicher Definiti¬
on werden die befragten alleinstehenden Frauen derzeit jedoch kaum oder nur in
sehr geringem Ausmaß betroffen. Die fast hundertprozentige Abdeckung durch
mindestens eine Versorgungsleistung, insbesondere aber die Stützung der Renten
durch den »Bestandsschutz« lassen bisher nur Einzelfälle unter die Armutsgren¬
ze der Sozialhilfe sinken (in Brandenburg lag die Sozialhilfegrenze 1992 für Ein¬
personenhaushalte knapp unter 500,- DM). Die meisten Frauen haben ein relativ
»bescheidenes« Einkommen. Ihre sonstigen Ressourcen (wie z.B. Spareinlagen
oder Haus- und Grundbesitz) sind eher marginal und relativ unsicher. Die GRV-
Alterssicherung stellt also die zentrale Ressource dar. Der Anteil an Transferlei¬
stungen in den Rentenansprüchen der Frauen und dessen ab 1996 »schmelzen¬
der« Wert relativiert die derzeitige Absicherung bei vielen der Rentnerinnen
jedoch. Ihre Lage wird sich erneut verändern, wenn ihre Renteneinkommen stag¬
nieren oder nur eingeschränkt an den jährlichen Rentenanpassungen teilnehmen.
Daraus entstehende Notlagen können wieder nur durch (andere) soziale Trans¬
ferleistungen aufgefangen werden.
Die betroffenen Frauen selbst, die sich bemerkenswerter Weise meist nicht in
der Ich-Form, sondern als »Wir« artikulierten (»wir sind bescheiden«, »wir ha¬
ben hier doch immer gespart« ), zeigen ein erstaunliches Maß an Zufriedenheit,
welches wohl nicht zuletzt ein Ausdruck der von Nöten und Systemumbrüchen
gezeichneten historischen Lebenssituation dieser Generationen der Trümmer¬
frauen und Kriegerwitwen ist (»wir haben gelernt, zu sparen«, »... mit wenigem
zufrieden zu sein«). Für manche bringt das neue System der Alterssicherung -
trotz Verbesserungen - aber auch psychische Belastungen. Der ungewohnte
Umgang mit den neuen Behörden (»Beweislast« der Antragstellung, »erbetteln«
zusätzlicher sozialrechtlicher Transferleistungen wie Wohngeld u.s.w. ) fällt vor
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allem den älteren der alleinstehenden Frauen schwer. Sie haben »Angst, zum So¬
zialfall zu werden«.
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